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ÜBEREINKOMMEN 140

Übereinkommen 
über den bezahlten Bildungsurlaub

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorga­
nisation,

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
nach Genf einberufen wurde und am 5. Juni 1974 zu ihrer 
neunundfünfzigsten Tagung zusammengetreten ist,

verweist auf Artikel 26 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, in dem festgestellt wird, daß jeder Mensch 
das Recht auf Bildung hat,

verweist ferner auf die Bestimmungen über die zeitweilige 
Freistellung von Arbeitnehmern oder die Gewährung von 
Freizeit zur Teilnahme an Bildungs- oder Berufsbildungspro­
grammen, die in bestehenden internationalen Arbeitsempfeh­
lungen betreffend die berufliche Ausbildung und den Schutz 
der Arbeitnehmervertreter enthalten sind,

ist.der Ansicht, daß die Notwendigkeit einer fortdauernden 
Bildung und Berufsbildung entsprechend der wissenschaft­
lichen und technischen Entwicklung und dem Wandel der wirt­
schaftlichen und sozialen Beziehungen angemessene Vorkeh­
rungen für einen Urlaub zu Bildungs- und Berufsbildungs­
zwecken erfordert, um neuen Bestrebungen, Bedürfnissen und 
Zielen sozialer, wirtschaftlicher, technischer und kultureller 
Art zu entsprechen, v

ist der Ansicht, daß der bezahlte Bildungsurlaub als eines 
der Mittel zur Befriedigung der echten Bedürfnisse des ein­
zelnen Arbeitnehmers in einer modernen Gesellschaft betrach­
tet werden sollte,

ist der Ansicht, daß der bezahlte Bildungsurlaub im Sinne 
einer Politik der fortdauernden Bildung und Berufsbildung 
konzipiert sein sollte, die schrittweise und wirksam durchge­
führt wird,

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betref­
fend den bezahlten Bildungsurlaub, eine Frage, die den vier­
ten Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines inter­
nationalen Übereinkommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 24. Juni 1974, das folgende 
Übereinkommen an, das als Übereinkommen über den bezahl­
ten Bildungsurlaub, 1974, bezeichnet wird.

А r t i к e 1 1
In diesem Übereinkommen bedeutet der Begriff „bezahlter 

Bildungsurlaub“ einen Urlaub, der einem Arbeitnehmer zu 
Bildungszwecken für eine bestimmte Dauer während der Ar­
beitszeit und bei Zahlung angemessener finanzieller Leistun­
gen gewährt wird.

A r t i k e l  2
Jedes Mitglied hat eine Politik festzulegen und durchzufüh­

ren, die dazu bestimmt ist, mit Methoden, die den innerstaat­
lichen Verhältnissen und Gepflogenheiten angepaßt sind, und 
nötigenfalls schrittweise, die Gewährung von bezahltem Bil­
dungsurlaub zu fördern, und Zwar zum Zwecke

a) der Berufsbildung auf allen Stufen,
b) der allgemeinen und politischen Bildung,
c) der gewerkschaftlichen Bildung.

A r t i k e l 3
Diese Politik hat, falls erforderlich auf verschiedene Weise, 

einen Beitrag zu leisten
a) zur Aneignung, Vervollkommnung und Anpassung be­

ruflicher und tätigkeitsbezogener Befähigungen sowie 
zur Förderung und Sicherung der Beschäftigung ange­
sichts der wissenschaftlichen und technischen Entwick­
lung sowie der wirtschaftlichen und strukturellen Ver­
änderungen;

b) zur sachkundigen und aktiven Beteiligung der Arbeitneh­
mer und ihrer Vertreter am Geschehen im Betrieb und 
in der Gemeinschaft;

c) zum persönlichen, sozialen und kulturellen Fortschritt 
der Arbeitnehmer; und

d) allgemein zur Förderung einer geeigneten fortdauernden 
Bildung und Berufsbildung, die dem Arbeitnehmer hilft, 
sich den zeitbedingten Erfordernissen anzupassen.

A r t i k e l  4
Diese Politik hat die Entwicklungsstufe und die besonderen 

Bedürfnisse des betreffenden Landes und der verschiedenen 
Tätigkeitsbereiche zu berücksichtigen und ist mit der allge­
meinen Politik auf dem Gebiet der Beschäftigung, der Bildung 
und Berufsbildung sowie der Arbeitszeit abzustimmen, wobei 
saisonbedingte Schwankungen der Arbeitszeit oder des Ar­
beitsanfalls je nach Sachlage zu berücksichtigen sind.

A r t i k e l  5
Die Gewährung von bezahltem Bildungsurlaub kann durch 

innerstaatliche Gesetzgebung, Gesamtarbeitsverträge, Schieds­
sprüche oder auf jede andere den innerstaatlichen Gepflogen­
heiten entsprechende Weise erfolgen.

A r t i k e l  6
Die Behörden, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 

und die mit Bildung und Berufsbildung befaßten Institutionen 
oder Stellen sind in einer den innerstaatlichen Verhältnissen 
und Gepflogenheiten entsprechenden Weise bei der Festlegung 
und Durchführung der Politik zur Förderung des bezahlten 
Bildungsurlaubs heranzuziehen.

A r t i k e l  7
Die Finanzierung der Vorkehrungen für den bezahlten Bil­

dungsurlaub hat in regelmäßiger und angemessener Weise 
sowie in Übereinstimmung mit den innerstaatlichen Gepflo­
genheiten zu erfolgen.

A r t i k e l  8

Der bezahlte Bildungsurlaub darf Arbeitnehmern nicht auf 
Grund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, des Glau­
bensbekenntnisses, der politischen Meinung, der nationalen 
Abstammung oder der sozialen Herkunft verweigert werden.


